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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Däubler-Gmelin, Dürr, Gnädinger, 
Frau Dr. Riedel-Martiny, Kleinert, von Schoeler, Engelhard, Frau Lüdemann 
und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/31 86 - 

betr. Allgemeine Geschäftsbedingungen 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 5. Februar 
1975 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

1. Bis wann wird die Bundesregierung den gesetzgebenden Kör- 
perschaften einen Entwurf eines Gesetzes über Allgemeine Ge- 
schäftsbedingungen zuleiten, und aufgrund welcher Erwägungen 
hat sie bisher davon abgesehen? 

Der Entwurf der Bundesregierung soll noch in diesem Frühjahr 
den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet werden. Die Ar- 
beiten zur Vorbereitung eines entsprechenden Gesetzentwurfs 
konnten aus folgenden Gründen noch nicht abgeschlossen wer- 
den: 

Wegen der Kompliziertheit der zu lösenden Fragen und der 
weitreichenden Wirkungen einer Regelung sowohl für die Ver- 
braucherseite als auch für sämtliche Bereiche der Wirtschaft ist 
im Dezember 1972 beim Bundesminister der Justiz eine Gruppe 
von Sachverständigen mit der Ausarbeitung von Lösungsvor- 
schlägen beauftragt worden. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung sollten die Vorschläge dieser Arbeitsgruppe, auf deren 
Einsetzung seinerzeit der damalige bayerische Staatsminister 
der Justiz Philipp Held größten Wert legte, bei der Vorberei- 
tung des Regierungsentwurfs nicht unberücksichtigt bleiben. Die 
Arbeitsgruppe hat im März 1974 ihren Ersten Teilbericht mit 
Vorschlägen zur Änderung des materiellen Rechts vorgelegt. 
Auf dieser Grundlage ist im Bundesministerium der Justiz un- 
verzüglich der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Regelung 
des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) aus- 
gearbeitet und noch im Juni 1974 den Ressorts und den Spitzen- 
verbänden der Wirtschafts-, Berufs- und Verbraucherorgani- 
sationen zur Stellungnahme zugeleitet worden. Eine frühzeitige 
und alle Bereiche der Wirtschaft und der Verbraucher umfas- 
sende Beteiligung der Verbände erschien der Bundesregierung 
angebracht, um zu ausgewogenen Lösungen zu gelangen, welche 
die vielschichtigen Interessen der Verbraucherschaft und der 
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Wirtschaft berücksichtigen. Nach Eingang der wesentlichen 
Stellungnahmen ist Anfang Januar 1975 mit der Anhörung der 
Verbände begonnen worden, die bis Ende Februar 1975 fort- 
gesetzt werden muß, um allen Verbänden, die den Entwurf zur 
Stellungnahme erhalten haben, Gelegenheit auch zur münd- 
lichen Äußerung zu geben. Anschließend wird der Entwurf über- 
arbeitet und mit den Ländern und den Bundesressorts abschlie- 
ßend erörtert. 

Die Tatsache, daß der jüngst von der Bundestagsfraktion der 
^ CDU/CSU vorgelegte Entwurf eines Gesetzes über Allgemeine 
Geschäftsbedingungen in der Grundkonzeption und vielen Ein- 
zelheiten seines materiellrechtlichen Teils weitgehende Ähn- 
lichkeiten mit den Vorschlägen der beim Bundesminister der 
Justiz tätigen Arbeitsgruppe und dem in jenem Hause erarbei- 
teten Referentenentwurf auf weist und mit ihm zum Teil wört- 
lich übereinstimmt, gibt der Bundesregierung zu der Hoffnung 
Anlaß, daß diese wichtige Reform in absehbarer Zeit zu einem 
erfolgreichen Abschluß gebracht werden kann. Die Bundesre- 
gierung vermag die Vorlage eines Gesetzentwurfs, der einen 
ausgereiften und ausgewogenen Ausgleich der schutzwürdigen 
Interessen aller Betroffenen gewährleistet, jedoch erst zu ver- 
antworten, wenn die zahlreichen Hinweise, Empfehlungen und 
Einwände aus der Praxis der Wirtschafts- und Verbraucher- 
organisationen eingehend geprüft und abschließend gewürdigt 
sind; dazu müssen etwa 150 Spitzen verbände gehört werden. 


2. Wird dieser Entwurf abweichend von dem Referentenentwurf 
des BMJ voraus sichtlidi auch verfahrensreditlidie Regelungs- 
vorschläge enthalten; falls nidit: 

Warum wird der Entwurf auf materiellrechtliche Regelungen 
beschränkt: Kann mit Vorschlägen für das Verfahrensrecht ge- 
redinet werden? 

Der Entwurf der Bundesregierung wird keine verfahrensrecht- 
lichen Regelungsvorschläge enthalten. Dies deshalb, weil zu- 
nächst die Ergebnisse der beim Bundesministerium der Justiz 
tätigen Sachverständigengruppe abgewartet werden sollen. 
Diese ist seinerzeit im Einvernehmen mit den Justiz- und Wirt- 
schaftsverwaltungen des Bundes und der Länder eigens zu dem 
Zweck eingesetzt worden, Lösungsvorschläge auch für ein Kon- 
trollverfahren für AGB zu erarbeiten. Im März 1975 wird der 
Zweite Teilbericht der Arbeitsgruppe mit Vosdilägen für ein 
Kontrollverfahren für AGB vorliegen. Die anschließend erfor- 
derliche Prüfung und Erörterung dieser Vorschläge mit den zu 
beteiligenden Stellen wird einige Zeit in Anspruch nehmen. Aus 
diesem Grunde erscheint es angezeigt, den materiellrechtlichen 
Teil bereits vor dem verfahrensrechtlichen in das Gesetzge- 
bungsverfahren zu bringen; denn eine vorweggenommene Ver- 
abschiedung der materiellrechtlichen AGB-Regelungen ohne 
Kontrollverfahren noch in dieser Legislaturperiode verdient 
jedenfalls nach Ansicht der Bundesregierung den Vorzug gegen- 
über der Verabschiedung des materiellen Teils mit einem 
zwangsläufig unzulänglichen Kontrollverfahren in dieser Legis- 
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laturperiode oder einer Verabschiedung einer das materielle 
und das Verfahrensrecht umfassenden Gesamtregelung erst in 
der nächsten Legislaturperiode. Die Bundesregierung wird auch 
die verfahrensrechtlichen Vorschläge der Arbeitsgruppe be- 
schleunigt prüfen mit dem Ziel, die Einführung einer möglichst 
wirksamen Verfahrenskontrolle für AGB so schnell wie mög- 
lich zu verwirklichen. Im übrigen wird schon bei Einbringung 
des ersten Regierungsentwurfs der Zweite Teilbericht der Ar- 
beitsgruppe mit der vorgeschlagenen Verfahrensregelung vor- 
liegen, so daß eine künftige Gesamtregelung ohne weiteres 
überblickt werden kann. 
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